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RequJsitionsverordnung;Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 1. April 2026 laden Sie den Regierungsrat des Kantons Uri ein, zur Requisiti-

onsverordnung Stellung zu nehmen.

Gerne äussern wir uns wie folgt:

Wirbegrüssen die genaue Regelung sowie die im vorliegenden Verordnungsentwurffestge-

legten Pflichten und den Einbezug der betroffenen Personen bei angeordneten Massnah-

menderRequisition.

Begründung: Mit den neuen Regelungen werden Massnahmen, wie Nutzungseinschränkun-

gen und -verböte sowie die Requisition und Unbrauchbarmachungvon Requisitionsgütern,

die Anordnung des militärischen Betriebs und die Massnahmen zum Schutz militärischer

Fernmeldeanlagen präziser geregelt. Die daraus folgende Transparenz und Rechtssicher-

heit für die verantwortlichen Organe und die betroffenen Akteure sind zwingend erforder-

lich.

Wir begrüssen die Unterteilung von Requisitionsbefugnissen in die drei Kategorien Grund-,

Einsatz- und Notrequisition.



Begründung: Die Grund- und Einsatzrequisition lässt eine geplante und geordnete Requisi-

tion zu, bestimmt die Bedingungen und Voraussetzungen für die daraus folgenden Mass-

nahmen. Die Notrequisition entspricht einer realen taktischen Einsatztogik und kann durch

ihre zeitkritische Dringlichkeit oft nicht in ordentlichen Strukturen vollzogen werden.

Wir begrüssen die Aufzählung von ausgeschlossenen Requisitionsgütern und Betrieben.

Wir wünschen jedoch eine präzisere Kontextualisierung dieser Ausnahmen im Zusammen-

hang mit der Notrequisition.

Begründung: Im Kriegsfall kann auftaktischer Ebene - im Sinne einer in der Notrequisition

beschriebenen ultima ratio - oft nicht auf zeitkritische Requisitionen verzichtet werden. Ein

ordentliches juristisches Verfahren oder sonstige Absprachen kommen dabei kaum infrage.

Wir wünschen eine genauere Beschreibung des Zusammenhangs zwischen Notrequisition

und den ausgenommenen Requisitionsgütern und Betrieben. Es ist nicht klar, ob die ausge-

nommenen Requisitionsgüter und Betriebe ebenfalls von der Notrequisition ausgenommen

sind.

Wir befürworten die Transparenz bezüglich der zuständigen Organe und betroffenen Ak-

teure. Wir weisen jedoch darauf hin, dass im vorliegenden Entwurf zum Teil unklar ist, wel-

ehe «Militärverwaltung» gemeint ist. Dies ist zu korrigieren.

Begründung: In mehreren Abschnitten der Verordnung wird nicht klar beschrieben, ob es

sich um die Militärverwaltung des Bundes oder die Militärverwaltung in den Kantonen han-

de lt.

Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, wir bedanken uns für die Mög-

lichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich.

Altdorf, 23. Juni 2026

Im Namen des Regierungsrats

DerLandartmann DerKanzleidirektor

./-
Daniel Furrer


